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Die Fraktion „Marburger Linke“ in der Stadtverordnetenversammlung hat auf ihrer Sitzung am 3. März 2008 über die Pläne des Magistrats der Stadt Marburg beraten, durch eine “Satzung der Universitätsstadt Marburg zur verbindlichen Nutzung der Solarenergie in Gebäuden (Solarsatzung)“ den Umstieg auf erneuerbare Energien in Marburg voranzutreiben und nimmt hierzu wie folgt Stellung:

1) Die Zeit ist reif, für einen flächendeckenden, konsequenten Umbau der Energieversorgung hin zu erneuerbaren Energien (EE). Durch Energiesparen ohne Komfortverlust und effiziente Technologien ermöglichen EE eine ökologisch und sozial verträgliche Energieversorgung, erhöhen die Versorgungssicherheit, schaffen Arbeitsplätze und sind der zentrale Schlüssel für den Klimaschutz.

Das Ende des Erdölzeitalters hat begonnen. Der Ölpreis steigt in schwindelerregende Höhen. Getrieben durch den Öldurst rasant wachsender Wirtschaftsräume wie China oder Indien wird Öl noch teurer und zunehmend knapp. Die Abhängigkeit von Energieimporten aus Krisenländern macht die Energieversorgung störanfällig. Die Verbrennung von Erdöl und Erdgas in Heizkesseln und Kraftwerken bewirkt Umweltschäden, gefährdet die Gesundheit der Menschen und ist die Hauptursache für den Klimawandel mit den katastrophalen Folgen für die Menschheit

Jetzt beginnt das solare Zeitalter. Dazu gibt es keine sinnvolle Alternative. Nach Öl wird auch Erdgas teurer werden. Eine friedliche und sichere Nutzung der Atomkraft ist nicht möglich. Kohle gibt es noch genug, mehr Kohleverbrennung führt aber in die sichere Klimakatastrophe. Bleibt die Energiewende aus, wird sich die Energiekrise zuspitzen und auch zum sozialen Problem werden. Bereits heute sind die Energiekosten für einige Marburger Familien nicht mehr bezahlbar. Immer mehr Menschen werden sich bald keine warme Wohnung mehr leisten können.

Die Energiezukunft ist erneuerbar und effizient. Mit Sonne, Biomasse, Wind und Erdwärme stehen saubere Quellen zur Erzeugung von Strom und Wärme zur Verfügung. Eine Effizienzrevolution ist die zweite Säule der Energiewende. Vor allem im Bestand der Altbauten steckt ein riesengroßes Energieeinsparpotential. Zudem birgt die energetische Optimierung der Altbausubstanz die Möglichkeit eines sehr großen Beschäftigungsprogramm für ortsansässige Handwerker und Planungsbüros in sich, sofern die energetische Optimierung tatsächlich entschlossen angegangen und umgesetzt wird.

2) Aus all diesen Gründen begrüßt die Fraktion Marburger Linke in der Stadtverordnetenversammlung (StVV) der Stadt Marburg grundsätzlich das Vorhaben des Magistrats, in Marburg ein ordnungspolitisches Instrument wie die „Solarsatzung“ zum Erreichen der solaren Energiewende einzusetzen. Eine unvoreingenommen Betrachtung der Entwicklung im Bereich energetische Optimierung der Altbausubstanz zeigt, dass Marktanreizprogramme, Steuererleichterungen, allgemeine Appelle an Verbraucher und vorbildliche betriebswirtschaftlich erfolgreiche Lösungen nicht ausreichen, um die Entwicklung in die richtige Richtung konsequent voranzutreiben. Die Einwände der grundsätzlichen Gegner einer Solarsatzung überzeugen somit nicht.

3) Seit geraumer Zeit wird bundesweit in einigen Kommunen des „Klimabündnisses“, dem auch Marburg auf Initiative der Marburger Linken angehört, diskutiert, auf welcher rechtlichen Grundlage eine Solarsatzung in den Kommunen verankert werden kann. Hierzu gibt es ein Rechts- und Fachgutachten „Energieeffizienz und Solarenergienutzung in der Bauleitplanung“ Rechts- und Fachgutachten unter besonderer Berücksichtigung der Baugesetzbuch-Novelle 2004 im Auftrag des Klima-Bündnis / Alianza del Clima e. V. und der Städte Aachen, Berlin, Frankfurt, Freiburg, Hannover, Heidelberg und München. Die Ergebnisse dieses Gutachten sollten in die Solarsatzung einfließen. Eine Solarsatzung nur auf den § 81 der Hessischen Bauordnung zu gründen erscheint zumindest riskant.

4) Eine Schwäche des vorliegenden Entwurfes zeigt sich auch darin, dass die Solarsatzung eine Überbetonung solarthermischer Anlagen zur Folge hat. Energieeinsparmaßnahmen zum Zwecke des Minderverbrauchs werden in dem Satzungsentwurf nicht einmal erwähnt. Da der Satzungsentwurf auch auf den Baubestand angewandt werden soll, ergibt sich aus Sicht der Fraktion zwingend, dass nur ein Mix aus verschiedenen Maßnahmen je nach Gebäudezustand, nach Lage und Ausrichtung zu einem optimalen Ergebnis für Umwelt und Bauherrn führen kann. Die Fraktion ist sich bewusst, dass hier noch einige juristische Fragen zu beantworten sind. Offensichtliche Schwachpunkte des Satzungsentwurfs wie nicht scharf definierte Begriffe („stark verschattet“, „durch Exposition nicht geeignet““) müssen in der endgültigen Fassung entfernt werden. Dem Bauherrn sollte nicht vorgegeben werden „Wie“ er eine Sanierung durchführt, sondern es sollten „Ziel- oder Richtwerte“ vorgegeben werden. 

5) Die Fraktion wird daher darauf drängen, für Marburg eine „Klimaschutzleitlinie“ in Zusammenarbeit mit den BürgerInnen, heimischen Unternehmen, Vereinen und Verbänden zu erarbeiten. Dies Leitlinie soll von einer gründlichen Beastandsaufnahme ausgehend, verbindliche Klimaschutzziele für Marburg erarbeiten. Daraus ist dann ein Aktionsplan zu entwickeln und umzusetzen. In diesem Aktionsplan sind alle Elemente der Energieeinsparung und der Energieerzeugung aus erneuerbaren Ressourcen einzusetzen, die nach heutigem Stand der Technik erprobt und am Markt eingeführt sind.

Die öffentliche Diskussion über den Entwurf der „Solarsatzung“ hat gezeigt, dass viele BürgerInnen über Ziel und Zweck der Satzung nicht ausreichend informiert sind. In vielen Gesprächen mit den BürgerInnen stellte sich heraus, dass wesentliche Elemente der Satzung den BürgerInnen schlichtweg unbekannt sind. Erstaunen ruft vor allem der Hinweis hervor, dass es in dieser Satzung vor allem um solarthermische Anlagen zur Warmwasserbereitung und zur Heizungsunterstützung geht und erst in zweiter oder dritter Linie um Photovoltaikanlagen. Eine solare Energiewende kann aber nur gelingen, wenn die Bevölkerung dieses Ziel mehrheitlich mitträgt. Eine verbesserte öffentliche Kommunikation zu diesem Thema ist unabdingbar.

6) Zum Abschluss weist die Fraktion ausdrücklich darauf hin, dass eine solare Bausatzung sicherlich bundesweite Aufmerksamkeit generiert, aber nur ein Teil eines ganzen Bündels von Maßnahmen sein kann. Die Fraktion erinnert an die eingegangene Selbstverpflichtung der Stadt Marburg durch den Beitritt zum Klimabündnis. Hier sind noch viele Baustellen offen. Zudem legt die Fraktion Wert auf die Feststellung, dass bei den letzten Haushaltsberatungen die Mehrheit der Stadtverordneten sich weigerte, Finanzmittel für eine Energieagentur der Stadt bereit zu stellen. Ein solare Energiewende ist auch für die Stadt Marburg nicht kostenlos zu erreichen. Der finanzielle, materielle und personelle Aufwand der Stadt Marburg muss deutlich erhöht werden, damit die Energiewende in Marburg tatsächlich eingeleitet wird. Eine kleine, aber nicht ganz unwichtige Fußnote: Die Stelle eines  oder einer Klimaschutzbeauftragten, laut Parlamentsbeschluss vom 1. Juni 2007 vom Magistrat einzurichten, ist bis heute nicht besetzt.

7) Der Antrag der Fraktion zur solaren Baupflicht aus dem Jahr 2006 ist dieser Stellungnahme beigefügt.
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